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In buchen

Beklagten und Revisionsbeklagten‚

hat der 1■„ Senat des Bundeseozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 180Februar 1959

für Recht erkennt;

Das Urteil des Bayerischen Leniessozial—

gerichts vom 27. deptember 1956 wird

aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landeseozialge—

richt zurückverwiesen„
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Durch Bescheid vom 19„ September 1951 gewährte das Versorgungsamt

(Versorgn„) Bayreuth dem Aläger — geboren 8° November 1909 — we—

gen "Lungentuberkulose, Verschwertung nach Pneumothorax links mit

alter Mittelfeldcirrhose“ vom 1° Februar 1947 an nach dem Bayeri-

schen Gesetz über Leistungen an äörperbeschädigte vom d6„März 1947

(hBLG) iiente nach einer Minderung der Brxerbsfähigkeit (MdE„) um
50 V„H° Durch Bescheid vom 20„ September 1951 — Umanerkennung —
wurde vom 1° Oktober 1950 an wegen desselben Leidens und nach

demselben Grad der HdE„ Rente nach den Bundesversorgungsgesetz

(BVG) gewährt‚ gleichzeitig wurde Jedoch 70i 1° Juni 1951 an lie

Rente nach einer M;EO um 50 V„H° festgesetzt, da nach dem "Unter—

suchungsbefund" des Fecharztes für Lun5enirenkheiten Dr„ GXXX vom

100 Mai 1951 eine wesentliche Besserun5 ein;;treten sei; Im Beru-

fungsverfahren liei das Oberversicherun533mt (OVA„) Nürnberg den

Kläger durch den Fecharzt für Innere Medizin Dr° AXXXKXXX in der
mündlichen Verhandlung am 50 Februar 1955 untersuchen; Dr„AKMKKKKK

bewertete die MdE„ für "Brustfellschwarte und inaktive Lungentu—

berkulose" mit 40 VQH° Durch Urteil vom 5‚Februar 1955 änderte

das OVA° Nürnberg den Bescheid vom 20° September 1951 ab und ver—

urteilte die Bundesrepublik Deutschland, uem Kläger vom 1„Juni

1951 an Rente nach einer Maße von 40 v.H. zu gewähren; eine weitere

Erhöhung der Rente nach $ 50 BVG sei nicht möglich, der &läger sei
durch sein Leiden beruflich nicht besonders betroffen° Der Kläger

legte Renurs beim Bayerischen Lendesversicherun;samt (LVAmt) ein;

er machte im wesentlichen geltend, nach dreijähriger kaufmänni—

scher Lehrzeit und anschließender Tätigkeit als kaufmännischer

Angestellter sei er 1950 als'Berufssoldat in die Jehrmucht einge—

treten in der „bsicht, später in die Laufbahn der Beamten des ge—
hobenen bienstes überzutreten, er habe auch die nbschlußprüfung II

an einer Jehrnachtsfachschule für Ver1altung und Jirtschaft abge—

legt° Inf015e seines Lun5enleidens haben er weder Offizier noch

Beamter werden können‚ Mit dem Inkrafttreten des öozialgerichtsge—

setzes (SGS) ging der Rekurs als Berufung auf das Bayerische Lan—

dessozialdericht (LSG0) über° Durch Urteil vom 27„September 1956

wurde die Berufung zurückgewiesen: Die MäE° auf uem allgemeinen

nrbeitsmarkt sei mit 40 V„H„ zu bewerten; die Voraussetzungen für

eine höhere Bewertung nach 3 50 ibso 1 Satz 1 BVG, 2.Halbsatz‚

seien nicht gegeben; den Beruf des heufmenns habe äer Kläger auf-

gegeben‚ weil er als B_rufssoldat in die Rei:hswehr eingetreten
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sei; die Laufbahn eines Offiziere sei für den Kläger bis zu

dem Zeitpunkt, in dem die Schädigungsfolgen eingetreten seien,

schon nach den damali5en Voraussetzungen für die Offiziere—

lauibahn nicht in Betracht gekommen; als erwiesen sei zwar an—

zusehen, daß der Kläger eine Tätigkeit im gehobenen dienst an—

gestrebt habe; an der nusdbun5 dieses Berufe sei der Kläger

jedoch nicht durch sein Lungenleiden gehindert; er Könne wohl,

wie er vorbringe, wegen seines Leidens nicht Lehrer werden,

dagegen stdnuen ihm gleichwertige Stellungen in anderen Be—

reichen der Staatsverwaltung oder öffentlicher Körperschaften

offen; nach einen dchreiben der allgemeinen Ortskrankenkasse

Coburg — bei der der Kläger als nngestellter beschäftigt ist —

vom 200 Mai 1959 könne er die "Beförderungsprüfung für den ge—
hobenen Dienst” ablegen; es fehle jeder Nachweis, daß der Klä—

ger hieran durch seinen desundheitszustand gehindert sei, es
liege nur noch ein Verhältni5Läßig gerin5er Befund an der Lunge

vor; die Behauptun5, der Oberlandcsgtrichtspräsident in Bamberg

habe 4946 in einer mündlichen Unterrcdung seine Bewerbung für

den gehobenen Justizdienst wegen des Lun5enleidens als aus—

sichtslos bezeichnet, nerde durch das dchreiben des Oberlan—

desgerichtspräsidenten vom 460 deptember 1946 nicht getragen,

sie sei auch nicht iluubhaft‚ Jahrscheinlich sei der nläger

durch andere Umstände, vor allem die sorge idr den Unterhalt

seiner Familie, davon ab3ehalten worden, sich einer längeren

gründlichen Vorbereitun5 und der weiteren Prüfung zu unterzie—

hen° Das Urteil wurde dem Alä5er am 6, November 1956 zugestellt°

Am 50„ November 1956 le5te der Kläger Revision ein; er bean—

tragte,
_ . ‚.

das Urteil des Bayerischen LSG° vom 27aöeptember
1956 aufzuheben und die Sache zur neuerlichen Ent—

scheidung an das Bayerische LeG„ zurückzuverweiseno

Die Frist zur Begründung der Revision wurde bis 6„Februar 1957

verlängert„ „m 50 Eebruur i957 begründete der dläger die Revi—

sion; Das LSG° habe gegen die && 155 Abs„ 1, 105, 428 5GG ver—
stoßeno Es habe ohne ärztliche Unterlagen festgestellt, daß

beim Kläger an der Lun5e nur noch ein ;;ringer Befund vorlie—

ge; es hätte den behandelnden Arzt insbesondere dazu hören
müssen, ob der nlä5er ohne gesundheitlichen dchaden an einem
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längeren Vorbereitungslehrgang für die BeförderungsPrüiung hätte

teilnehmen können; auch die allgemeine Ortskrankenkasse Coburg

habe gefragt werden müssen, aus welchen Gründen der Kläger an

einem solchen Lehrgang nicht teilgenommen habe° Das LSG„ habe

ferner nicht unter Vorwegnahne des Beweisergebnisses die Angaben

des &lägers über die Unterredung mit dem Oberlandesgerichtspräsi—

denten als unglaubhaft bezeichnen dürfen, es habe vielmehr den

Oberlandesgerichtspräsidenten hierüber hören müssen; schließlich

habe das LQG„ auch keine Unterlagen für die Annahme gehabt, daß

der Kläger sich nur aus finanziellen Gründen nicht zu einem Vor—

bereitungslehrgang gemeldet habe; es habe klären müssen, ob das

Gehalt des Klägers_nicht während eines Vorbereitungslehrgangs von

seinem Arbeitgeber weitergezahlt worden wäre„ Hegen dieser Ver—

fahrensmängel sei die Revision nach % 462 Abs° 1 Nr° 2 SGG statt—

haft, sie sei auch begründet„

Der Beklagte beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwerfeno

hr berief sich auf die Gründe des angefochtenen Urteils und auf

die Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung

vom 25, August 1956 und vom 20° Februar 1957 zur Durchführung des

5 50 abs„ ? BVG„ ‚

II
I".

Die Revision ist statthaft nach 8 162 Abs" 1 Nr„ 2 BSG; der Klä—

ger rügt zu Recht wesentliche Mängel im Verfahren des LSG.

Das LSG, hat feet;estellt, der nlä;cr sei durch sein Lungenleiden,

das als Schädigungsfolge anerkannt ist, im allgemeinen Erwerbs—

leben in der erwerbsfähiékeit um 40 V„h. gemindert; es hat weiter

festgestellt, daß der 31äger eineBeschäftigung als Beamter des ge—

hobenen Dienstes angestrebt und daß er durch die Abschlußprüfung II

in der Jehrmachtsfachschule im März 1942 den Nachweis der Befähi—

gung für diese Laufbahn erbracht hat; gegen diese Festsuellungen

sind Revisionsrügen nicht geltend gemacht, sie sind daher für das

Bundessozialgericht (ESG.) bindend (% 165 SGG . denn das LsG„ aber
weiter nicht als erwiesen angesehen hat, daß der Kläger durch sein

_Lungenleiden gehindert gewesen ist, die "Beförderungsprüfung" ab—
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zulegen und an dem Vorbareitungslehrgang für diese Prüfung teil—

zunehmen, und wenn es deshalb festgestellt hat, der Kläger sei

in dem nachweislich vor der schädigung angestrebten Beruf nicht

besonders betroffen (@ 50 abs, 1 Satz 2 BVG in der Fassun5 der

Bekanntmachung vom 60 Juni 1956, BGBl° I SD 469, 657), so hat

es die Grenzen seines Rechts, die Beweise frei zu würdigen,

nicht eingehalten, sondern überschritten (% 128 SGS, LSG; 2

so 256 ffo), und gleichzeitig auch seine Pflicht, den each—

verhalt von Amts wegen zu erforschen ($ 105 353 , nicht voll

erfüllt, der im ninzelfall, "speziell”, angestrebte Beruf

ist dann besonders zu berücnsichtigen, nenn die Berücksichti-

gung der hörperbeschädiqung nach allgemeinen Grundsätzen,

also für das allgemeine nrxerbsleben, nicht ausreicht, um die

Nachteile auszugleichen, die dem Beschädigten in dem speziell

angestrebten Beruf aus der Versehrtheit erwachsen sind (vgl„

«van NuiseVorberg, Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegs—

hinterbliebenen, IV‚ Teil, 50 17), sign ner Beschädigte zwar
nicht den speziell angestrebten Beruf, wohl aber einen sozial
gleichwertigen Beruf ausüben, so ist damit der ”iusgleich" ge—
schaffen, der die besondere Berücksichtigung des angestrebten

Berufs — über die Beeinträchtigung im allgemeinen ßrwerbsle—

ben hinaus — ausschließt„ Daß ein solcher "Ausgleich" zu be—

achten ist, wenn er durch "zumutbare arbeits— uni berufs—

fördernde Maßnahmen" im vi■■€ des 5 26 BVG erzielt werden

kann, ergibt sich aus 5 50 Abs‚ 1.satz 2 BVG, 20 ■albsatz°

Der Gesichtspunkt des ”A083181Ch3" ist um so mehr erheblich,

wenn der Beschädigte auch ohne solche Maßnahmen auf einen

sozial gleichwertigen Beruf Verwiesen werden kann (vgl° auch

Verwaltungsvorschriften zu 95 29, 50 BVG, Abs„ 2 unter

Buchst„ a)„ sozial gleichwertig ist ein Beruf, der sich in
gleichem Maße wie der angestrebte Beruf aus dem allgemeinen Er—

werbsleben heraus hebt; nicht sozial gleichwertig wird in aller

Regel ein Beruf sein, der ;e5enüber dem angestrebten Beruf zu

einer erheblichen finanziellen und wirtschaftlichen hinbuße

führt (van Nuis—Vorberg a.a.“. So 25; vgl° auch die hinweise

auf Rechtsprechung und Literatur zu ; jo ihs° 1 BVG a„F„ a.a.0w

S, 21 ff„; Wilke, Die ■riegsopferv;rsor;uns, 1956 so 1 f° und

"Der Versorgungsbeamte” 1955 S, 115 ff„; Tichy, VdK—Mitteilungen

1957 6„ 195 ff° 17927); dabei können auch anspruche gegen den
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Arbeitgeber auf eine zusätzliche Versorgung , das Bestehen oder

Nichtbestehen von Kündigungsschutz und die allgemeine Sicherheit

des Arbeitsplatzes ins Gewicht fallen, Der Beschädigte kann aber

auch dadurch beruflich besonders betroffen sein, daß er infolge

der Schädigung nachweisbar am weiteren Aufstieg in seinem Beruf

gehindert wird (ebenso Verwaltungsvorschriiten zu 55 29, 50 BVG,

nbso 2 Buchst„ c)°

Das LSG, hätte daher zunächsa einnel feststellen müssen, welche

Tät15keit der nläger zur_Zeit bei der Allgemeinen 0rtskrahkenkasse
Coburg ausübt, wie sie vergütet uird, ob sie Sicherunéen gewährt,

die der einer Beamtenstellung im wesentlichen entsprechen und ob

diese Tätigkeit in sozialer Hinsicnt e in dem oben umschriebenen

Sinne —
hinter der TäCiük€it eines Beamten im 5ehobenen Dienst

zurückbleibto Hierüber hat das L3G„ bisher keinerlei Feststel—

lungen getrofien„ hrgibt sich, daß die Tät155eit‚ die der Kläger

zur Zeit ausübt, ihm eine sozial erheblich schlechtere stellung

gewährt als eine Tätigkeit im gehobenen Dienst oder in einem

sozial gleichwertigen Beruf, so wäre weiter zu prüfen, ob der

Kläger uns angestrebte Berufsziel infolge der Schädigungsfolgen

nicht hat erreichen können° Das LSG„ hat dies zwar in seinem

Urteil verneint, es hat aber auch insoweit nicht Feststellungen

getroffen, die seine Überzeugung zu tragen vermögen° Dies gilt

schon für die Feststellung, daß der "jetzt" erhobene Befund an

der Lunge des hlägers gering sei: hs ist nicht ersichtlich, ob

des LSGQ damit den Befund im Zeitpunkt seiner entscheidung oder

ob es einen früheren Zeitpunkt d€iCi■t hat; dem Schreiben des

Dr° GXXX vom 10„ Mai 4951 hat eine Untersuchung nicht zugrunde

gelegen, weder Dro GXXX noch Dr„ nXKXIXXK der am 5° Mai 1955

ein "Termingutechten" erstattet hat, hat sich zu der Frage ge—

‘äußert, wie sich das Leiden beruflibh für len Kläger auswirkt,

weitere ärztliche Unterlagen waren auch im Zeitpunkt der nntschei-

dung des LSG„ im Jahre 4956 nicht vorhanden. ns ist aber auch

nicht nur usraui angekommen, ob der Kläger “jetzt" — mag damit

das Jahr 1951, 1953 oder 1956 geneint gexesen sein— der Vorberei«

tung für eine früfunq und diese Erüfun5 selbs‘ desundheitlich

gewachsen ist; ebenso erheblich ist, ob dies in den Jahren nach

seiner Rückkehr aus der Gefangenschaft — also seit 4945 — möglich

5ewesen ist und wie sich das fortschreitende Alter_ies Kläécrs
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geben Seinem jeweiligen Gesundheitszustund insoweit ausgewirkt

hat„ Das LoG„ hat sich deshalb bemühen müssen, sich :in Gesamt—

bild über den Zustand des nlägers seit 1945 zu verschaffen;

hierfür haben aber die spä°lichen ärztlichen Unterlagen und die

allgemeine* Lebenserfshrung des Gerichts nicht ausgereicht° Das

LSG° hätte vielmehr hierzu ein fachärztliches Gutachten beizie—

hen und den Gutachter auch dazu hören müssen, ob der Kläger

nach dem Verlauf des Leidens der besonderen gesundheitlichen

Beanspruchung gewachsen ists die durch die Vorbereitung für

eine Prüfung und diese Prüfung selbst entsteht? Die weitere

Annahme des LSG„„ der nläger sei nur ;urch die Notwendigkeit,

zu verdienen und aus dem arbeitsverdienst den Unterhalt seiner

Familie zu bestreiten, also nicht durch sein Lun5enleiden‚ ab—

gehalten werden, sich der Beförderun;sgräfung zu unterziehen

und damit die Voraussetzun5en für eine Iäti5keit im gehobenen

Dienst zu schaffen, ist zunächst nur eine Vermutung’ Das L5G„

hat nicht fest5estellt, wie lange die Vorbereitung für die Be—

förderungsprüfung dauert, wie die Vorbereitung durchzuführen

ist? welche Aussichten die Ablegun5 der Beförderundsprüfung

dem Kläger für sein Fortkomnen eröffnet, welche Mittel dem nlä—

ger während einer Vorbereitungszeit zur Bestreitund seines Le—

bensunterhalts zur Verfügun3 stehen, insbesondere Oh, wie er

behauptet, sein Gehalt vom „rbeitgeber 5enz oder teilweise

weitergezahlt würde, oder welche anderen nicht finanziellen

Gründe den &läger etwa davon abgehalten haben, die angestrebte

Laufbahn im 5ehobenen Dienst oder eine gleichwertige Tätigkeit

zu ergreifen° Hierüber hätte zumindest die Allgemeine Orts—

krankenkasse Coburg als Arbeitgeberin des dlä5ers gehört wer—
den müssen, möglicherweise wäre auch eine Auskunft der_Justiz_
verwaltung oder einer anderen Verwaltung beizuziehen gewesen;
das dchreiben des Oberlendesgerichtspräsidenten vom 1605eptem—

ber 7946 besu5t nichts über den Inhalt der Unterredung, die
der Aläger angeblich mit den 0berlendesgerichtspräsidenten ge—
führt hat, des LSG, hat aber nicht „chen deshalb die Angaben

des Alägers über diese Unterrcdun5 als ungleubhaft ansehen

dürfeno Die Revision, die der nläger auch in gehöriger Form

und Frist eingelegt net, ist daher zulässi 'iSv:
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20 Die Revision ist aber auch begründet° hs besteht die Möglich—

keit, daß das L6Go, wenn es weitere erhebun5en anstellt und den

vachverhalt, wie er sich dann darstellt; verfahrensrechtlich

einwandfrei würdigt, zu einem anderen ergebnis kommt° Diese

‘Möglichkeit reicht aus, um anzunehmen, daß das Urteil auf der

Verletzung verfahrensrechtlicher Vorschriften beruht (5 462

AbSo 2 see; EbG„ 2 s, 497 ff„ ;2017)0 uas Urteil des LsG„ ist
daher auizuhebeno Da aeitere tatsäcnliche Feststellungen er—

forderlich sind, *ern der 5enes nicht selb5t entscheiden; die

Sache ist ieher an des LSG„ zur erneuten Verhandlung und Ent—

schei&ung zurückzuverueieen (g 470 „be° 2 Satz 2 SSG), Die Ent—

scheidung über uie Aosten ist iem Achlußurteil vorzube‘nalten°
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